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Der Tod der elfjährigen Lyhanna hat Frankreich in einer Weise erschüttert, die weit über die
Tragödie eines einzelnen Verbrechens hinausgeht. Die öffentliche Debatte richtet sich
inzwischen nicht mehr allein gegen den mutmaßlichen Täter. Im Mittelpunkt stehen vielmehr
die Institutionen eines Staates, der den Schutz von Kindern zu seinen grundlegenden
Aufgaben zählt und dennoch immer wieder daran scheitert, gefährdete Minderjährige
rechtzeitig zu schützen.

Die Forderung nach einer sogenannten „Loi intégrale contre les violences sexistes et
sexuelles“ ist deshalb mehr als eine spontane politische Reaktion auf einen besonders
schockierenden Fall. Sie ist Ausdruck eines tieferliegenden Problems, das Frankreich seit
Jahren begleitet: dem Widerspruch zwischen einer wachsenden gesellschaftlichen Sensibilität
für sexuelle Gewalt und den strukturellen Defiziten jener Behörden, die diese Gewalt
verhindern oder verfolgen sollen.

Ein Spiegel institutioneller Schwächen
Die Affäre Lyhanna reiht sich in eine Serie von Fällen ein, die das Vertrauen vieler Bürger in
die Handlungsfähigkeit des Staates erschüttert haben. Immer wieder zeigt sich ein ähnliches
Muster: Warnsignale werden erkannt, Hinweise registriert, Anzeigen aufgenommen – doch
zwischen den beteiligten Behörden entstehen Lücken, durch die gefährdete Kinder fallen.

Frankreich verfügt bereits heute über umfangreiche gesetzliche Regelungen zum Schutz von
Minderjährigen. Dennoch beklagen Kinderschutzorganisationen seit Jahren eine
unzureichende Koordination zwischen Schulen, Sozialdiensten, Polizei, Justiz und
Gesundheitswesen. Die Existenz von Gesetzen allein garantiert keinen Schutz. Entscheidend
ist ihre Umsetzung.

Genau an diesem Punkt setzt die vorgeschlagene „Loi intégrale“ an. Sie versteht sexuelle
Gewalt nicht als isoliertes strafrechtliches Problem, sondern als gesamtgesellschaftliche
Herausforderung, die Prävention, Früherkennung, Opferschutz und Strafverfolgung
gleichermaßen umfasst.

Vom Strafrecht zur Prävention
Bemerkenswert ist dabei die Schwerpunktsetzung der Reform. Anders als viele politische
Debatten nach besonders aufsehenerregenden Verbrechen konzentriert sich die Initiative
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nicht primär auf höhere Strafen. Stattdessen rückt sie die Frage in den Mittelpunkt, wie
Gewalt überhaupt früher erkannt werden kann.

Die geplanten regelmäßigen Gespräche mit Kindern bereits im Vorschulalter folgen einer
Erkenntnis, die in der Kinderschutzforschung seit Langem bekannt ist: Die meisten Opfer
sexueller Gewalt offenbaren ihre Erfahrungen nicht unmittelbar. Oft vergehen Jahre, bevor
Betroffene über das Erlebte sprechen können. In zahlreichen Fällen bleibt die Gewalt sogar
dauerhaft verborgen.

Die Befürworter des Gesetzes argumentieren deshalb, dass Prävention nicht erst beginnt,
wenn ein Verbrechen angezeigt wird. Sie beginnt dort, wo staatliche Institutionen in der Lage
sind, Veränderungen im Verhalten eines Kindes wahrzunehmen und angemessen darauf zu
reagieren.

Dieser Ansatz orientiert sich teilweise an Modellen aus skandinavischen Ländern, in denen
interdisziplinäre Zusammenarbeit und frühzeitige Interventionen seit Jahren eine zentrale
Rolle im Kinderschutz spielen.

Die Justiz als Engpass
Ein weiterer Kernpunkt betrifft die Strafverfolgung. Frankreich kämpft seit Jahren mit einer
Überlastung seiner Justiz. Verfahren dauern häufig lange, spezialisierte Richter sind knapp,
und Opfer sexueller Gewalt berichten immer wieder von belastenden Erfahrungen im Kontakt
mit Ermittlungsbehörden.

Die vorgesehenen Spezialeinheiten bei Polizei und Justiz sollen dieses Problem entschärfen.
Die Grundidee ist einfach: Wer regelmäßig mit Sexualdelikten arbeitet, entwickelt fachliche
Kompetenz, erkennt typische Muster schneller und kann Betroffene sensibler begleiten.

Ähnliche Spezialisierungen existieren bereits in anderen Bereichen der
Kriminalitätsbekämpfung, etwa bei Terrorismus, organisierter Kriminalität oder
Finanzdelikten. Die Ausweitung dieses Prinzips auf sexuelle Gewalt erscheint daher als
logische Weiterentwicklung staatlicher Strafverfolgung.

Gleichzeitig offenbart die Debatte ein strukturelles Dilemma. Neue Zuständigkeiten,
spezialisierte Kammern und zusätzliche Ermittlungsstandards verursachen erhebliche Kosten.
Ohne zusätzliche Richter, Staatsanwälte, Psychologen und Sozialarbeiter droht selbst die
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ambitionierteste Reform zu einem weiteren Gesetz zu werden, dessen Ziele an personellen
Realitäten scheitern.

Ein politischer Moment
Die politische Dynamik hinter der „Loi intégrale“ erinnert an andere gesellschaftliche
Wendepunkte der vergangenen Jahre. Wie die #MeToo-Bewegung oder die Aufarbeitung
sexueller Gewalt innerhalb religiöser Institutionen hat auch der Fall Lyhanna eine Debatte
ausgelöst, die weit über den konkreten Einzelfall hinausreicht.

Besonders bemerkenswert ist dabei die parteiübergreifende Unterstützung. In einer Zeit
zunehmender politischer Polarisierung findet die Forderung nach einem umfassenden Schutz
vor sexueller Gewalt Unterstützung aus unterschiedlichen politischen Lagern. Dies deutet
darauf hin, dass die gesellschaftliche Sensibilität für das Thema inzwischen ein Niveau
erreicht hat, das parteipolitische Grenzen teilweise überwindet.

Gleichwohl besteht die Gefahr, dass der aktuelle öffentliche Druck Erwartungen erzeugt, die
keine Gesetzesreform allein erfüllen kann. Selbst ein umfassendes Rahmengesetz wird
Gewalt nicht vollständig verhindern können. Staatliche Intervention bleibt stets reaktiv,
solange Gewalt im privaten Umfeld stattfindet und von den Betroffenen verborgen wird.

Die eigentliche Herausforderung
Die zentrale Frage lautet deshalb nicht, ob Frankreich ein weiteres Gesetz benötigt. Die
entscheidende Frage ist, ob der Staat bereit ist, die notwendigen Ressourcen bereitzustellen,
um bestehende und neue Regelungen tatsächlich wirksam umzusetzen.

Der Fall Lyhanna hat schonungslos offengelegt, dass zwischen politischem Anspruch und
institutioneller Realität eine erhebliche Lücke besteht. Die vorgeschlagene „Loi intégrale“
könnte ein wichtiger Schritt sein, diese Lücke zu verkleinern. Sie wäre jedoch nur dann mehr
als ein symbolisches Signal, wenn ihr konkrete Investitionen in Personal, Ausbildung und
Koordination folgen.

Die eigentliche Bewährungsprobe beginnt daher nicht mit der Verabschiedung des Gesetzes,
sondern erst danach. Frankreich steht vor der Aufgabe, aus einer nationalen Erschütterung
dauerhafte institutionelle Konsequenzen zu ziehen. Ob dies gelingt, wird letztlich darüber
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entscheiden, ob der Fall Lyhanna zu einem Wendepunkt im Kinderschutz wird – oder zu
einem weiteren tragischen Kapitel in einer langen Reihe vermeidbarer Versäumnisse.

Von Andreas Brucker


